
Stand: 01.03.2026 02:03:22

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/22395

"Geplante PAG-Kampagnen an Schulen und Hochschulen stoppen!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/22395 vom 06.06.2018

2. Plenarprotokoll Nr. 133 vom 06.06.2018

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/23758 des BI vom 04.07.2018

4. Beschluss des Plenums 17/24183 vom 27.09.2018

5. Plenarprotokoll Nr. 140 vom 27.09.2018



 

17. Wahlperiode 06.06.2018 Drucksache 17/22395 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten 
Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Geplante PAG-Kampagnen an Schulen und Hoch-
schulen stoppen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag missbilligt jegliche politische Werbung 
und politische Einflussnahme auf Schülerinnen und 
Schüler an öffentlichen Schulen und auf Studierende 
an Hochschulen in Bayern. 

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, von jeg-
licher politischen Einflussnahme auf die Meinungsbil-
dung von Schülerinnen und Schülern an öffentlichen 
Schulen sowie auf Studierende an den Hochschulen 
abzusehen und hierzu auch keine Polizistinnen und 
Polizisten, die als Staatsbedienstete agieren, anzu-
weisen. Dies gilt insbesondere vor einem anstehen-
den Wahltermin mit einer Frist von fünf Monaten, wo-
rauf auch in einem Schreiben des Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus hingewiesen wird. 

Die Staatsregierung wird zudem aufgefordert, zu be-
richten, 

1. warum und in welcher Form sie eine Informations-
kampagne plant, im Rahmen derer sie Polizistin-
nen und Polizisten an die Schulen und Hochschu-
len schicken möchte, um für das Polizeiaufgaben-
gesetz zu werben und 

2. wie eine solche Kampagne an Schulen mit dem 
Grundsatz der politischen Neutralität an öffentli-
chen Schulen nach Art. 84 Abs. 2 Bayerisches 
Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sens (BayEUG) vereinbar ist. 

 

 

Begründung: 

An öffentlichen Schulen in Bayern gilt der Grundsatz 
politischer Neutralität. Politische Werbung ist dem-
nach im Rahmen von Schulveranstaltungen oder auf 

dem Schulgelände nicht zulässig (Art. 84 Abs. 2 
BayEUG). Die Schule darf nicht als Plattform für poli-
tische Werbung genutzt werden. Nach der Rechtspre-
chung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs sind 
alle politischen Meinungsäußerungen in der Schule 
oder unter Benutzung der Schule als Informationsver-
teiler, die primär der gezielten politischen Meinungs-
beeinflussung durch eine Partei oder eine sonstige, 
einem bestimmten politischen Ziel verpflichtete Grup-
pe dienen, unzulässige politische Werbung im schul-
rechtlichen Sinne. (Schreiben des Kultusministeriums 
an alle Schulleitungen der öffentlichen Schulen vom 
05.02.2013) 

Der Plan von Ministerpräsident Dr. Markus Söder, 
Polizistinnen und Polizisten anzuweisen, an Schulen 
und Hochschulen für das neue Polizeiaufgabengesetz 
zu werben, ist daher strikt abzulehnen. Denn als In-
formationskampagnen getarnte Werbeveranstaltun-
gen, die angesichts in der Gesellschaft höchst umstrit-
tener Gesetzesänderungen ins Leben gerufen wer-
den, sind insbesondere vor den Landtagswahlen ein 
unrechtmäßiges Mittel der Beeinflussung junger Men-
schen und der gesamten Schulfamilie. 

Die Bayerische Polizei, die an vielen Stellen aufgrund 
der jahrelangen Sparpolitik der Staatsregierung ohne-
hin an erheblichem Personalmangel leidet, sollte 
vielmehr ihrer Arbeit zum Schutz unserer Gesellschaft 
nachgehen können. Zu Wahlkampfzwecken dürfen 
Polizistinnen und Polizisten keinesfalls instrumentali-
siert werden. 

Aus dem oben zitierten Schreiben des Kultusministe-
riums geht zudem hervor, dass fünf Monate vor dem 
Wahltermin das Gebot der politischen Zurückhaltung 
strikt zu beachten ist. Diese Frist gilt bereits seit  
14. Mai. So ist es Staatsorganen untersagt, mit Mitteln 
der Öffentlichkeitsarbeit parteinehmend in einen 
Wahlkampf einzugreifen oder damit eine staatliche 
Einflussnahme der freien Willensbildung zu ermögli-
chen. 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) sowie die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
haben sich der Kritik gegenüber einer solchen Kam-
pagne bereits angeschlossen. 

Die Staatsregierung und insbesondere auch der der-
zeitige Staatsminister für Unterricht und Kultus stehen 
hier in der pädagogischen – und eben nicht in einer 
politischen oder gar parteipolitischen – Verantwortung 
gegenüber den jungen Menschen an bayerischen 
Schulen und Hochschulen. 

 



den wir durch eine hohe Zahl von Meteorologen nicht 
lösen können. Ein Blick auf die neue Sturzflutgefähr-
dungskarte wird dir zeigen, dass oftmals in Lagen, 
zum Beispiel Tallagen, in denen sich kein Bach oder 
Fluss befindet, oder Senken alles zusammenläuft, für 
die eine ganz besondere Gefährdung ausgewiesen 
wird. Das haben wir geografisch bearbeitet. Wir wer-
den auch Lagen, die nicht vom klassischen Fluss-
hochwasser bedroht sind, ermitteln, damit die Kom-
munen überlegen können, was sie dort zur 
Vorbeugung unternehmen können, um in einer extre-
men Niederschlagssituation nicht, wie du so schön 
sagst, abzusaufen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke. – 
Moment mal! Bleiben Sie bitte schön am Rednerpult. 
Kollege Prof. Bauer hat sich gemeldet.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Herr Staatsminister, Sie haben gerade ausge-
führt, dass es nicht möglich ist, private Sachen mit 
einer Elementarschadensversicherung abzusichern. 
Warum geht dies beim Brandschutz? Warum ist das 
vorgeschrieben? Warum geht das dort? Die Häuser 
gehören ja auch Privaten. Beim Brandschutz geht es, 
beim Hochwasserschutz soll es aber nicht gehen. 
Diesen Unterschied wollen Sie mir bitte erklären.

(Ingrid Heckner (CSU): Weil ein Hochhaus im 
Hochwasser nicht absäuft!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staats-
minister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Dr. Marcel Huber (Umwelt und Ver-
braucherschutz): Wir sind noch nicht am Ende der 
Analysen, um herauszufinden, wie wir möglichst viel 
hinbekommen können. – Die Auskunft stammt von 
einem Verfassungsrechtler. Ich bin ein bescheidener 
Tierarzt. Ich lasse Ihnen die Begründung zukommen.

(Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Vielen Dank! – Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatsminister. Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Damit ist Aussprache geschlos-
sen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die 
Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/22368 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion – 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-
Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen! – Sehe 
ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann ist 
dieser Dringlichkeitsantrag einstimmig angenommen. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/22392 – das ist der Antrag der Fraktion der 
FREIEN WÄHLER – zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die FREIEN WÄHLER. 
Gegenstimmen! – Das ist die CSU. Stimmenthaltung-
en? – Das sind die SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Dann ist dieser Dringlichkeitsantrag 
abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/22369 mit 17/22375 sowie die Drucksa-
chen 17/22393 mit 17/22397 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 12 aufrufe, möch-
te ich Ihnen mitteilen, dass für den Tagesordnungs-
punkt 13 auf Aussprache verzichtet worden ist. Dort 
findet dann sofort die Abstimmung statt.

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 12 auf:

Schlussbericht des Untersuchungsausschusses
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens
aller mit der Lebensmittelüberwachung befassten 
Behörden, insbesondere der verantwortlichen 
Landratsämter, Regierungen und des Landesamts 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL), 
einschließlich der zuständigen Staatsministerien, 
der Staatskanzlei und der politischen 
Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger im Rahmen von mit den 
Unternehmen Bayern Ei GmbH & Co.KG, Bayern 
Ei Beteiligungs GmbH und verbundenen 
Unternehmen sowie für diese rechtlich 
handelnden Personen in Niederbayern in 
Zusammenhang gebrachten Salmonellenfunden in 
den Jahren 2014 und 2015 (Drs. 17/22311) 

Hierzu wurde im Ältestenrat eine Gesamtredezeit der 
Fraktionen von 96 Minuten vereinbart. Die Vorsitzen-
de erhält zusätzlich 10 Minuten Redezeit für allgemei-
ne Ausführungen zu dem Untersuchungsausschuss. 
Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an 
der Redezeit der stärksten Fraktion – das ist die CSU 
– mit 32 Minuten. – Ich eröffne die Aussprache. Als 
erster Rednerin erteile ich der Vorsitzenden des Un-
tersuchungsausschusses, Frau Kollegin Mechthilde 
Wittmann, das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie 
haben das Wort.

Mechthilde Wittmann (CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wir haben nach 20 Sitzungen, nach der Auswertung 
von 1.344 Akten, davon 151 geheim, und nach 
87 Zeugeneinvernahmen, insbesondere auch von 
zwei Auslandszeugen mit Simultanübersetzung, den 
Untersuchungsausschuss Ei am 17. Mai dieses Jah-
res mit dem Schlussbericht abgeschlossen. Dabei 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/22395 

Geplante PAG-Kampagnen an Schulen und Hochschulen stop-
pen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatter: Norbert Dünkel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bildung 
und Kultus federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport hat den 
Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 82. Sitzung am 28. Juni 2018 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 98. Sitzung am  
4. Juli 2018 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 
Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/22395, 17/23758 

Geplante PAG-Kampagnen an Schulen und Hochschulen stop-
pen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die unter den Nummern 5 und 6 aufgeführten nichtlegislativen Vorhaben der Euro­

päischen Union betreffend "das Lehren und Lernen von Sprachen" und "die gegensei­

tige Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen" greifen in die ausschließ­

liche Gesetzgebungskompetenz der Länder ein. Die federführenden Ausschüsse und 

der endberatende Ausschuss schlagen daher eine entsprechende Stellungnahme ge­

genüber der Europäischen Kommission vor. Die Beschlussempfehlungen wurden für 

Sie mit aufgelegt. Am Dienstag hat der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens­

tes noch ausstehende Mitberatungen zu den Anträgen, bei denen die Frist verkürzt 

wurde, abgeschlossen. Es sind dies die unter den Nummern 147, 149 und 170 aufge­

führten Anträge. Die Voten der Ausschüsse sind in der Abstimmungsliste enthalten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimment­

haltungen? – Herr Muthmann (fraktionslos). Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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